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Geschäftsführerverhalten schließt sich an die Ausführungen zur Pflichtwidrigkeit an (s. Rn. 
16). 

d) Einen eigenen Abschnitt widmet Verf. der Konzernuntreue (Rn. 17 ff.). Da Verf. – wie gese-
hen – einer Vermögensbetreuungspflicht des Gesellschafters eher skeptisch gegenüber-
steht, plädiert er dafür, die Organmitglieder des Mutterunternehmens, die die Organwalter 
des Tochterunternehmens bestimmt haben, eine untreuerelevante Handlung zum Nachteil 
„ihrer“ Gesellschaft vorzunehmen, wegen Anstiftung zu dieser Untreuetat zu bestrafen (Rn. 
19). Unerwähnt bleiben leider die Konstellationen mehrstufiger Konzernierungen, die in 
praxi den Regelfall bilden dürften und die schwierige Zurechnungsfragen aufwerfen, sobald 
die untreuestrafrechtliche Verantwortlichkeit der Organwalter des Mutterunternehmens für 
Schädigungen bspw. der Enkelgesellschaft im Raum steht (zum Ganzen s. etwa Brand, Der 
Konzern 2010, 285, 293 ff.; ferner Ransiek, wistra 2005, 121 ff.). 

e) Grds. kein Bedürfnis sieht Verf. für die Anerkennung eines selbstständigen Vermögens-
schutzes der GmbH & Co. KG (Rn. 22), hält es aber immerhin für möglich, einen eigenständi-
gen (untreue-)strafrechtlichen Schutz des Vermögens einer Kommanditgesellschaft rechts-
fortbildend zu entwickeln, um bspw. Problemen im Zusammenhang mit Strafantragserfor-
dernissen aus dem Weg zu gehen (Rn. 23). 

f) Die Rn. 29 ff. der Vorbemerkungen zu den §§ 82 ff. GmbHG widmet Verf. der strafbaren In-
solvenzverschleppung (vgl. § 15a Abs. 4, 5 InsO). Dieser äußerst lesenswerte Abschnitt in-
formiert umfassend über die zahlreichen Probleme, die der Tatbestand der strafbaren Insol-
venzverschleppung aufwirft. Neben den tauglichen Tätern des § 15a Abs. 4, 5 InsO – Verf. 
plädiert in diesem Zusammenhang anders als der Rezensent (vgl. Brand/Brand, NZI 2010, 
712, 714 ff.) dafür, die Antragspflicht bei Führungslosigkeit (vgl. § 15a Abs. 3 InsO) nicht ent-
fallen zu lassen, weil ein faktischer Geschäftsführer vorhanden ist (vgl. Rn. 40) – erörtert Verf. 
umfassend die Antragsgründe „Zahlungsunfähigkeit“ sowie „Überschuldung“ – zu Recht 
verficht er dabei einen insolvenzrechtsakzessorischen Auslegungsansatz, der jedoch straf-
rechtliche Besonderheiten berücksichtigt (Rn. 42) – und räumt schließlich den Ausführun-
gen zum Verständnis der bislang literarisch eher vernachlässigten Begehungsvariante des 
„nicht richtigen“ Insolvenzantrags verdienstvollerweise breiten Raum ein (Rn. 54 ff.). 

g) Abschließend sei noch auf die Ausführungen zu den insolvenz- und untreuestrafrechtli-
chen Fragestellungen hingewiesen, die aufkommen, wenn eine Auslandsgesellschaft mit In-
teressenmittelpunkt im Inland beteiligt ist (Rn. 74 ff.). 

h) Insolvenzstrafrechtlich – und nur darum geht es im Rahmen dieser Übersicht – hat Verf. 
eine beeindruckende Kommentierung vorgelegt. Neben der inhaltlichen Seite, die vorste-
hend schon umfassend gewürdigt wurde und sich durch die tiefgehende Behandlung zahl-
reicher insolvenzstrafrechtlicher Problemstellungen auszeichnet, verdient vor allem noch 
der breit angelegte Fußnotenapparat besonders hervorgehoben zu werden. Wer sich ver-
tieft mit der Materie des Insolvenzstrafrechts beschäftigen will, findet hier eine reiche Fund-
grube an zusätzlichem Material. 

 

 

Rechtsanwalt Dr. Michael Racky, Frankfurt 

Christian Winkler: Das Vertrauensverhält-
nis zwischen Anwalt und Mandant. Die 
Einbeziehung Dritter in den Schutz von  
§§ 53, 97, 160a StPO 

Duncker & Humblot, Berlin 2014 

Die von Christian Winkler verfasste Dissertation „Das Vertrauensverhältnis zwischen Anwalt 
und Mandant. Die Einbeziehung Dritter in den Schutz von §§ 53, 97, 160a StPO“ setzt sich 
mit Problemen auseinander, die bei der Einbeziehung juristischer Personen im weiteren 
Sinn in Strafverfahren entstehen, die gegen deren Organmitglieder oder Angestellte geführt 
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werden. Dabei wird derjenige Interessenkonflikt näher untersucht, der dadurch entsteht, 
dass ein Rechtsanwalt, der ein Unternehmen berät, zugleich sensible Informationen zu einer 
etwaigen Strafbarkeit von Organmitgliedern oder Mitarbeiter des Unternehmens erhält.   

Diese Konstellation, die quasi bei jeder anwaltlichen Unternehmensverteidigung in einem 
Strafverfahren oder einer Sockelverteidigung auftritt, wird von Winkler unter verschiedenen 
Aspekten beleuchtet. 

Seine Arbeit wurde von der Universität Bayreuth 2013 als Dissertation angenommen. 

Der Verfasser greift zunächst konkret die Fragestellung auf, wer bei der Einleitung eines In-
solvenzverfahrens gegen eine GmbH und Übernahme der Geschäfte durch einen Insolvenz-
verwalter nach § 53 Abs. 2 StPO zur Entbindung des Rechtsanwalts berechtigt ist, wenn ge-
gen den Geschäftsführer z.B. wegen Insolvenzverschleppung oder Bankrottdelikten ermit-
telt wird.  

Auch beschäftigt sich die Arbeit mit der Bestimmung der Entbindungsberechtigung und der 
Reichweite von Beschlagnahmeverboten nach § 97 StPO bei von Rechtsanwälten geführten 
internen Ermittlungen oder wenn Rechtsanwälte in einer Funktion als sog. Ombudsmänner 
für Unternehmen tätig werden und hierbei als Anlaufstelle für Whistleblower fungieren. 

Dabei wird das Vertrauensverhältnis zwischen Rechtsanwalt und Mandant im Allgemeinen 
sowie dessen Schutz durch die §§ 53, 97, 160a StPO näher untersucht. Inhalt und Begriff de-
finiert der Verfasser anhand der Grundrechte der Beteiligten, dem Rechtsstaatsprinzip, der 
Europäischen Menschenrechtskonvention, der Strafprozessordnung und dem Strafgesetz-
buch sowie dem anwaltlichen Berufsrecht. 

Hierbei unternimmt der Autor in einem „eigenen Entwurf“ den Versuch, ein Konzept von 
Vertrauensverhältnissen zwischen Anwälten und Mandanten für das Strafverfahren im Hin-
blick auf die §§ 53, 97 und 160a StPO zu entwickeln. Dabei wird nicht ganz klar, warum es 
dieses eigenen Entwurfes überhaupt bedarf.  

Ausgehend von der Feststellung, dass die bisherige Darstellung keine Definition für das Ver-
trauensverhältnis anhand der bereits beschriebenen Vorgehensweise liefern konnte, soll ein 
am natürlichen Wortsinn orientiertes Begriffsverständnis von „Vertrauen“ und „Verhältnis“ 
entwickelt werden.  

Christian Winkler streift hier rechtssoziologische Fragestellungen allenfalls am Rande, um 
sich dann Konstellationen im Dreipersonenverhältnis zuzuwenden. Hier liegt auch der ei-
gentliche Schwerpunkt der Arbeit. Der Ansatz einer eigenen Definition des Vertrauensver-
hältnisses ist sicherlich sehr ambitioniert gewählt. Die Ausführungen vermögen leider nicht 
gänzlich zu überzeugen. 

Dem Verfasser kommt jedoch das Verdienst zu, alle problematischen Konstellationen bei ei-
ner Einbeziehung Dritter in das Vertrauensverhältnis zwischen Rechtsanwalt und Mandant 
umfassend aufzuarbeiten und darzustellen.  

Auch ist der Versuch einer Definition des Vertrauensverhältnisses anhand der geltenden Ge-
setze für den praktisch arbeiteten Anwalt lesenswert, um mehr zum normativen Hinter-
grund des Mandantenverhältnisses zu erfahren, das im Tagesgeschäft nicht immer unpro-
blematisch ist. 

 

 

LOStA Folker Bittmann, Dessau-Roßlau 

Dirk Sauer/Sebastian Münkel: Absprachen 
im Strafprozeß  

2. Auflage, Heidelberg u.a. 2014, C.F.Müller-Verlag, 344 Seiten, 49,99 € 

I. Die größte (potentielle) Bedrohung für einen Beschuldigten im Strafverfahren, der vor der 
Frage steht, ob er eine abgesprochene Verfahrensbeendigung anstreben oder ihr zumin-
dest zustimmen soll, stellt letztlich nicht das Gericht und auch nicht der Staatsanwalt oder 
der Fahnder dar, sondern sein eigener Verteidiger, sofern dieser nicht über sämtliche rele-


